
Urschrift 
Arbeitsgericht Freiburg 
Aktenzeichen: 2 Ca 113/19 
(Bitte bei allen Schreiben angeben!) 

Beschluss vom 22.06.2020 

in der Rechtssache 

 

- Gläubiger -

Proz.-Bev.: DGB Rechtsschutz GmbH 
Friedrichstraße 41 - 43, 79098. Freiburg 

gegen 

- Schuldnerin

 

hat das Arbeitsgericht Freiburg - 2. Kammer - durch die Richterin am Arbeitsgericht 
(sV)  ohne mündliche Verhandlung am 22.06.2020 
beschlossen: 

Die Schuldnerin hat die Kosten des Zwangsvollstreckungsverfahrens zu tragen. 
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Beschluss vom 22.06.2020, 2 Ca 113/19 

Zu der Frage, ob die Schuldnerin dem Gläubiger das Zeugnis bereits erteilt hatte, bevor dieser 

· das Zwangsvollstreckungsverfahren einleitete, behaupten die Parteien Gegensätzliches. Die

Schuldnerin ist beweisbelastet für die Erfüllung der titulierten Verpflichtung. Sie konnte die

Zusendung des Zeugnisses nicht nachweisen und hat auch keinen Beweis angetreten. Aus

diesem Grund sind der Schuldnerin die Kosten aufzuerlegen.

Die Schuldnerin kann sich nicht darauf berufen, dass es es sich beim Zeugnis im Grundsatz 

um eine Holschuld (§ 269 Abs. 2 BGB) handelt, das heißt dass der Arbeitnehmer das Zeugnis 

beim Arbeitgeber abholen muss (BAG 08.03.1995 - 5 AZR 848/93). Hält der Arbeitgeber das 

rechtzeitig verlangte Zeugnis nämlich nicht bis spätestens zum letzten Tag des Ablaufs der 

Kündigungsfrist mit den anderen Arbeitspapieren bereit, ist er gehalten, dem Arbeitnehmer 

mitzuteilen, da�s er das Zeugnis erstellt und bereit gelegt hat. Der Arbeitnehmer braucht nicht 

"auf gut Glück" bei dem Arbeitgeber persönlich vorstellig zu werden (LAG Hessen 19.06.2017 

1 0 Ta 172/17, Rn. 21 ). An einer derartigen Mitteilung fehlt es hier. 

Rechtsmittelbelehrung 

1. Gegen diesen Beschluss kann die Schuldnerin sofortige Beschwerde einlegen, wenn der
Wert des Beschwerdegegenstandes 200,00 EUR übersteigt.

' Die Einlegung der Beschwerde hat binnen zwei Wochen nach Zustellung dieses 
Beschlusses schriftlich oder mittels elektronischen Dokuments nach § · 46c ArbGG oder 
mittels elektronischen Dokuments nach § 46c ArbGG oder durch Erklärung zu Protokoll der 
Geschäftsstelle beim Arbeitsgericht Freiburg., Habsburgerstr. 103, 79104 Freiburg oder 
beim Landesarbeitsgericht Baden-Württemberg - Kammern Freiburg -, Habsburgerstr. 103, 
79104 Freiburg i. Br. zu erfolgen. Die Beschwerdeschrift muss die Bezeichnung des 
Beschlusses, gegen den die Beschwerde gerichtet wird, sowie die Erklärung, dass gegen 
diesen Beschluss Beschwerde eingelegt werde, enthalten. 

2. Für den Gläubiger ist gegen diesen Beschluss ein Rechtsmittel nicht gegeben.

D. Vorsitzende:




